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Vorschlagsliste erstellen; Sätze 1 bis 4 gelten entspre­
chend. Im Falle einer erneuten Zurückweisung der Vor­
schläge durch den Rat bleiben die für die Arbeitnehmer­
vertreter vorgesehenen Aufsichtsratsmandate unbesetzt. 

(3) § 113 Abs. 1 Sätze 2 und 3 gelten für die nach Absatz 
2 für den fakultativen Aufsichtsrat vom Rat bestellten 
Arbeitnehmervertreter entsprechend. Verliert ein vom 
Rat bestellter Arbeitnehmervertreter die Beschäftigten­
eigenschaft in dem Unternehmen oder der Einrichtung, 
muss der Rat ihn entsprechend § 113 Abs. 1 Satz 3 aus 
seinem Amt im fakultativen Aufsichtsrat abberufen. 

(4) In der Betriebsversammlung nach Absatz 2 sind alle 
Beschäftigten des Unternehmens bzw. der Einrichtung 
wahlberechtigt, die am Tage der Betriebsversammlung 
das 18. Lebensjahr vollendet haben. Nicht wahlberech­
tigt sind Geschäftsführer und Vorstände des Unterneh­
mens bzw. der Einrichtung. In die Vorschlagsliste können 
nur Wahlberechtigte aufgenommen werden. Die Einzel­
heiten für die Wahl der Arbeitnehmervertreter sind im 
Gesellschaftsvertrag, der Satzung oder einem sonstigen 
Organisationsstatut des Unternehmens bzw. der Einrich­
tung zu regeln. Im Gesellschaftsvertrag, der Satzung oder 
dem Organisationsstatut des Unternehmens bzw. der 
Einrichtung ist auch die Amtsdauer der Arbeitnehmer­
vertreter zu regeln. Sie soll die regelmäßige Amtsdauer 
der nach § 113 Abs. 2 Satz 2 neben dem Bürgermeister 
oder dem von ihm benannten Bediensteten der Gemeinde 
in den fakultativen Aufsichtsrat bestellten weiteren Ver­
treter nicht überschreiten. 

(5) Wird ein Arbeitnehmervertreter von seinem Amt 
gemäß § 113 Abs. 1 Satz 3 abberufen oder scheidet er aus 
anderen Gründen aus dem Aufsichtsrat aus, bestellt der 
Rat mit der Mehrheit der gesetzlichen Zahl seiner Mit­
glieder aus dem noch nicht in Anspruch genommenen 
Teil der Vorschlagsliste nach Absatz 2 einen Nachfolger. 
Kommt eine solche Mehrheit nicht zustande, kann eine 
Betriebsversammlung den noch nicht in Anspruch 
genommenen Teil der Vorschlagsliste um neue Vorschläge 
ergänzen. Kommt auch dann keine Mehrheit der gesetz­
lichen Zahl der Mitglieder des Rates für die Bestellung 
eines Nachfolgers zustande, bleibt das Aufsichtsratsman­
dat unbesetzt. 

(6) Die Absätze 1 bis 5 gelten mit folgenden Maßgaben 
entsprechend in den Fällen, in denen an einem Unterneh­
men oder einer Einrichtung in Privatrechtsform zwei 
oder mehr Gemeinden beteiligt sind. 

Die Bestellung der in den fakultativen Aufsichtsrat zu 
entsendenden Arbeitnehmervertreter bedarf überein­
stimmender, mit der Mehrheit der gesetzlichen Zahl der 
Mitglieder zustande gekommener Beschlüsse der Räte 
mindestens so vieler beteiligter Kommunen, dass hier­
durch insgesamt mehr als die Hälfte der kommunalen 
Beteiligung an dem Unternehmen oder der Einrichtung 
repräsentiert wird. Kommen solche übereinstimmenden 
Beschlüsse nicht oder nicht im erforderlichen Umfang 
zustande, kann eine Betriebsversammlung eine neue Vor­
schlagsliste erstellen. Kommen auch hierzu entspre­
chende übereinstimmende Beschlüsse der beteiligten 
Räte nicht oder nicht im erforderlichen Umfang 
zustande, bleiben die für die Arbeitnehmervertreter vor­
gesehenen Aufsichtsratsmandate unbesetzt. 

Für die Bestellung eines Nachfolgers im Sinne des Absat­
zes 5 gilt Satz 2 entsprechend. Kommen danach überein­
stimmende Beschlüsse der beteiligten Räte nicht oder 
nicht im erforderlichen Umfang zustande, kann eine 
Betriebsversammlung den noch nicht in Anspruch 
genommenen Teil der Vorschlagsliste um neue Vorschläge 
ergänzen. Kommen auch dann übereinstimmende 
Beschlüsse der beteiligten Räte nicht oder nicht im erfor­
derlichen Umfang zustande, bleibt das Aufsichtsrats­
mandat unbesetzt. 

Für die nach § 113 Abs. 1 Sätze 2 und 3 zu treffenden 
Entscheidungen bedarf es übereinstimmender Beschlüsse 
der Räte mindestens so vieler beteiligter Kommunen, 
dass hierdurch insgesamt mehr als die Hälfte der kom­
munalen Beteiligung an dem Unternehmen oder der Ein­
richtung repräsentiert wird." 
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Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in 
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20302 
Gesetz zur Änderung 


des Gesetzes über die Gewährung einer Zulage 

für freiwillige, erhöhte wöchentliche Regelarbeitszeit 


im feuerwehrtechnischen Dienst 

in Nordrhein-Westfalen 

Vom 21. Dezember 2010 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird: 

Gesetz zur Änderung des Gesetzes über die Gewährung 

einer Zulagefür freiwillige, erhöhte wöchentliche Regel­


arbeitszeitim feuerwehrtechnischen Dienst in 

N ordrhein-Westfalen 


Artikel 1 

Das Gesetz über die Gewährung einer Zulage für freiwil­

lige, erhöhte wöchentliche Regelarbeitszeit im feuer­

wehrtechnischen Dienst in Nordrhein-Westfalen vom 

19. Juni 2007 (Gv. NRW. s. 203) wird wie folgt geändert: 

In § 2 wird die Angabe ,,31. Dezember 2010" durch die 
Angabe ,,31. Dezember 2013" ersetzt. 
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Artikel 2 
Das Gesetz tritt am Tag nach derVerkündung in Kraft. 

Düsseldorf, den 21. Dezember 2010 

Die Landesregierung 

Nordrhein-Westfalen 


Die Ministerpräsidentin 


Hannelore K r a f t 


(L. S) 
Der Finanzminister 

Dr. Norbert Wal t e r - Bor j ans 

Der Minister 

für Inneres und Kommunales 


Ralf Jäger 


- GV NRW 2010 S. 690 

Viertes Gesetz 

zur Änderung des Schulgesetzes 


für das Land Nordrhein-Westfalen 

(4. Schulrechtsänderungsgesetz) 


Vom 21. Dezember 2010 


Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird: 

Viertes Gesetz zur Änderung des Schulgesetzes 

für das Land Nordrhein-Westfalen 


(4. Schulrechtsänderungsgesetz) 


Artikel 1 

Änderung des Schulgesetzes 


Das Schulgesetz für das Land Nordrhein-Westfalen 
(Schulgesetz NRW - SchulG) vom 15. Februar 2005 (GV 
NRW. S. 102), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
17. Dezember 2009 (GV NRW S. 863), wird wie folgt 
geändert: 

1. 	 § 11 wird wie folgt geändert: 

Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

,,(4) Die Grundschule erstellt mit dem Halbjahres­
zeugnis der Klasse 4 auf der Grundlage des Leis­
tungsstands, der Lernentwicklung und der Fähigkei­
ten der Schülerin oder des Schülers eine zu 
begründende Empfehlung für die Schulform, die für 
die weitere schulische Förderung geeignet erscheint. 
Ist ein Kind nach Auffassung der Grundschule für 
eine weitere Schulform mit Einschränkungen geeig­
net, wird auch diese mit dem genannten Zusatz 
benannt. Die Eltern entscheiden nach Beratung durch 
die Grundschule über den weiteren Bildungsgang 
ihres Kindes in der Sekundarstufe L" 

2. 	 § 46 wird wie folgt geändert: 

Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

,,(3) Jedes Kind hat einen Anspruch auf Aufnahme in 
die seiner Wohnung nächstgelegene Grundschule der 
gewünschten Schulart in seiner Gemeinde im Rahmen 
der vom Schulträger festgelegten Aufnahmekapazität, 
soweit der Schulträger keinen Schuleinzugsbereich 
gebildet hat." 

3. 	 § 49 wird wie folgt geändert: 

a) 	Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

,,(2) Neben den Angaben zum Leistungsstand wer­
den in Zeugnissen und in Bescheinigungen über 
die Schullaufbahn die entschuldigten und unent­
schuldigten Fehlzeiten aufgenommen. Ferner kön­
nen nach Entscheidung der Versetzungskonferenz 
Aussagen zum Arbeits- und Sozialverhalten auf­

genommen werden. Die Schulkonferenz stellt 
Grundsätze zu einer einheitlichen Handhabung 
der Aussagen auf. Die Aufnahme der Fehlzeiten 
und der Aussagen zum Arbeits- und Sozialverhal­
ten entfällt bei Abschluss- und Abgangszeugnis­
sen." 

b) 	Es wird folgender neuer Absatz 3 eingefügt. 

,,(3) Nach Entscheidung der Zeugnis- oder Ver­
setzungs konferenz werden weitere Bemerkungen 
über besondere Leistungen und besonderen per­
sönlichen Einsatz im außerunterrichtlichen 
Bereich in Zeugnissen und in Bescheinigungen 
über die Schullaufbahnen aufgenommen. Auf 
Wunsch der Schülerin oder des Schülers können 
ebenfalls außerschulische ehrenamtliche Tätig­
keiten gewürdigt werden. In Abschluss- und 
Abgangszeugnissen beziehen sich die Bemerkun­
gen auch auf die gesamte Schullaufbahn." 

c) 	 Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4. 

4. 	 § 66 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Buchstabe c erhält folgende Fassung: 

"c) mehr als 500 Schülerinnen und Schülern 18 
Mitglieder." 

b) 	Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aal Nummer 2 erhält folgende Fassung: 

,,2. an Schulen der Sekundarstufe I, an Schu­
len mit Primarstufe und Sekundarstufe I 
sowie an Schulen der Sekundarstufe I und II 
1 : 1 : 1 '.' 

bb) Nummer 4 wird gestrichen. 

cc) Die bisherige Nummer 5 wird Nummer 4. 

5. 	 § 76 Satz 3 Nummer 3 erhält folgende Fassung: 

,,3. Festlegung von Schuleinzugsbereichen,". 

6. 	 § 84 wird wie folgt geändert: 

a) 	 Die Überschrift erhält folgende Fassung: 

..§ 84 
Schuleinzugsbereiche'~ 

b) 	Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

,,(1) Für jede öffentliche Schule kann der Schult ­
räger durch Rechtsverordnung ein räumlich abge­
grenztes Gebiet als Schuleinzugsbereich bilden. 
Eine Schule kann die Aufnahme einer Schülerin 
oder eines Schülers ablehnen, wenn sie oder er 
nicht im Schuleinzugsbereich wohnt und keinen 
wichtigen Grund für den Besuch der Schule dar­
legt. § 46 Absatz 4 und 5 bleibt unberührt." 

Artikel 2 

Inkrafttreten 


Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in 

Kraft. 


Hiervon abweichend tritt Artikel 1 Nummer 4 am 

1. August 2011 in Kraft. 

Düsseldorf, den 21. Dezember 2010 

Die Landesregierung 

Nordrhein-Westfalen 


Die Ministerpräsidentin 


Hannelore K r a f t 


(L. S.) 
Die Ministerin 


für Schule und Weiterbildung 


Sylvia L öhr man n 
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